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Düsseldorf
Nähe trifft Freiheit

Die nachfolgende Bekanntmachung ist am 02. September 2023 auch durch Bereitstellung auf der städtischen Internetseite unter
https://www.duesseldorf.de/bekanntmachungen.html#c167396 öffentlich bekannt gemacht worden. Sie wird hier gem. § 9 der Hauptsatzung
bekannt gemacht.

Öffentlichkeitsbeteiligung
Es ist beabsichtigt, im Stadtbezirk 3 einen
Bebauungsplan der Innenentwicklung
Nr. 03/044 – Moskauer Straße/
TVG Neubau – aufzustellen. Das Plangebiet
wird etwa im Nordosten durch die Moskauer
Straße, im Südosten durch das Gebäude
Moskauer Straße 19, im Südwesten durch die
Haifastraße und im Nordosten durch das
Gebäude Moskauer Straße 25-27 begrenzt.

Die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung
sollen

am Mittwoch, den 13. September 2023
Beginn: 18:30 Uhr
im Saal 1 der Volkshochschule,
Berta-von Suttner-Platz 1,
40227 Düsseldorf

im Rahmen einer Anhörung der Öffentlichkeit
vorgestellt und erörtert werden.
Hierzu sind alle an dieser Planung Interessierten
– dazu gehören auch Kinder und Jugendliche –
herzlich eingeladen.

Der v. g. Veranstaltungsort befindet sich am
südlichen Eingang des Hauptbahnhofes Düssel-
dorf und ist durch eine Vielzahl an Verkehrsmit-
teln des ÖPNV erreichbar.

Die Planungen werden zusätzlich im Internet
unter
https://www.o-sp.de/duesseldorf/plan/
beteiligung.php und durch Planaushänge im
Stadtplanungsamt, Brinckmannstraße 5,
40225 Düsseldorf, 4. Obergeschoss
im Zeitraum vom 04.09.2023 bis einschließlich
29.09.2023 der Öffentlichkeit vorgestellt. Die
Planunterlagen können montags bis donnerstags
von 9 bis 15 Uhr und freitags von 9 bis 13 Uhr
eingesehen werden.

(Stadtbezirk 3)
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Das Stadtplanungsamt ist durch die Stadtbahn-
linien U71, U73 und U83 und die Straßenbahn-
linien Nr. 704 und 706 – Haltestelle „Auf'm
Hennekamp“, die Buslinien Nrn. 780, 782,
785 – Haltestelle „Feuerbachstraße“ und die
S-Bahnlinien S1, S6, – Haltestelle „D-Volks-
garten“ erreichbar.

Im oben genannten Zeitraum besteht neben der
Äußerungsmöglichkeit am Veranstaltungstag
auch die Möglichkeit sich zu dieser Planung wie
folgt zu äußern: Per Briefpost an das Stadt-
planungsamt, per E-Mail an
bauleitplanung@duesseldorf.de oder über die
oben genannte Internetadresse.

Weitere Informationen zum Projekt finden Sie
über www.duesseldorf.de > Leben in Düsseldorf
> Planen, Bauen, Wohnen > Stadtplanungsamt >
Projektübersicht, anschließend bitte den jewei-
ligen Stadtbezirk und das jeweilige Projekt aus-
wählen.

Düsseldorf, 01.08.2023
61/12-B-03/044

Landeshauptstadt Düsseldorf
Der Oberbürgermeister
Stadtplanungsamt

Im Auftrag

Orzessek-Kruppa
(Amtsleiterin)

Gemäß § 13a Absatz 3 Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geän-
dert durch das Gesetz zur Stärkung der Digitali-
sierung im Bauleitplanverfahren und zur Ände-
rung weiterer Vorschriften vom 03. Juli 2023
(BGBl. I Nr. 176 vom 06.07. 2023), wird bekannt
gemacht, dass aufgrund des Beschlusses des
Ausschusses für Planung und Stadtentwicklung
der Landeshauptstadt Düsseldorf vom
31.05.2023 der nachstehend aufgeführte
Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren
ohne Durchführung einer Umweltprüfung
gemäß § 2 Absatz 4 BauGB aufgestellt werden
soll:

Bebauungsplan Nr. 03/044
– Moskauer Straße/TVG Neubau –
Gebiet etwa westlich der Moskauer Straße,
nordwestlich des Gebäudes Moskauer

Die nachfolgende Bekanntmachung ist am 02. September 2023 auch durch Bereitstellung auf der
städtischen Internetseite unter https://www.duesseldorf.de/bekanntmachungen.html#c167397
öffentlich bekannt gemacht worden. Sie wird hier gem. § 9 der Hauptsatzung bekannt gemacht.

Bebauungsplan der Innenentwicklung
gemäß § 13a BauGB

(Stadtbezirk 3)

Straße 19, östlich der Haifastraße und südlich
des Gebäudes Moskauer Straße 25-27.

Düsseldorf, 01.08.2023
61/12-B-03/044

Landeshauptstadt Düsseldorf
Der Oberbürgermeister
Stadtplanungsamt

Im Auftrag
Orzessek-Kruppa
Amtsleiterin
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Die nachfolgende Bekanntmachung ist am 02. September 2023 durch Bereitstellung auf der städtischen Internetseite unter
https://www.duesseldorf.de/bekanntmachungen.html#c167436 öffentlich bekannt gemacht worden. Sie wird hier gem. § 9 der Hauptsatzung
nachrichtlich wiedergegeben.

Rücknahme der öffentlichen Bekanntmachung

Der Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf hat in
seiner Sitzung am 15. Juni 2023 aufgrund des
§ 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW
S.666/SGV NRW 2023) und der §§ 2, 3 des
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969
(GV.NRW S. 712) – jeweils in der zum Zeitpunkt
des Erlasses dieser Satzung geltenden Fassung
– diese Satzung beschlossen.

§ 1 Steuergläubiger

Die Landeshauptstadt Düsseldorf erhebt nach
dieser Satzung eine Beherbergungssteuer als
örtliche Aufwandsteuer.

§ 2 Gegenstand der Steuer

(1) Gegenstand der Beherbergungssteuer ist
der über den Grundbedarf des Wohnens
hinausgehende Aufwand des Beherber-
gungsgastes für die Möglichkeit einer ent-
geltlichen Übernachtung in einem Beherber-
gungsbetrieb, der gegen Entgelt eine Beher-
bergungsmöglichkeit zur Verfügung stellt;
dies gilt unabhängig davon, ob die Beher-
bergungsleistung tatsächlich in Anspruch
genommen wird.

(2) Als Beherbergungsbetrieb gilt insbesondere:

1. ein Hotel,
2. ein Gasthof,
3. eine Pension,
4. ein/e Privatzimmer oder -wohnung,
5. eine Jugendherberge,
6. eine Ferienwohnung,
7. ein Motel,
8. ein Campingplatz,
9. ein Schiff oder
10. eine ähnliche Einrichtung.

(3) Der Übernachtung steht die Nutzung der
Beherbergungsmöglichkeit, ohne dass eine
Übernachtung erfolgt (zum Beispiel Tages-
zimmer), gleich, sofern hierfür ein gesonder-
ter Aufwand betrieben wird.

Die nachfolgende Bekanntmachung ist am 02. September 2023 durch Bereitstellung auf der städtischen Internetseite unter
https://www.duesseldorf.de/bekanntmachungen.html#c167437 öffentlich bekannt gemacht worden. Sie wird hier gem. § 9 der Hauptsatzung
nachrichtlich wiedergegeben.

Satzung über die Erhebung einer Beherbergungssteuer
in der Landeshauptstadt Düsseldorf
(Beherbergungssteuersatzung)

vom 24.08.2023

Veröffentlicht im Düsseldorfer Amtsblatt Nr. 35/2023 vom 02.09.2023

der Satzung über die Erhebung einer Beherber-
gungssteuer in der Landeshauptstadt Düssel-
dorf (Beherbergungssteuersatzung) vom
05.08.2023

Die am 05.08.2023 vorgenommene öffentliche
Bekanntmachung der Satzung über die Erhe-
bung einer Beherbergungssteuer in der Landes-
hauptstadt Düsseldorf wird zurückgenommen.

Düsseldorf, den 24.08.2023

Dr. Stephan Keller
Oberbürgermeister

§ 3 Bemessungsgrundlage und Steuersatz

(1) Die Anzahl der entgeltlichen Übernachtun-
gen je Beherbergungsgast (Beherbergungs-
leistung) stellt die Bemessungsgrundlage
dar.

(2) Der Steuersatz beträgt pro Übernachtung
3 EUR.

Auszunehmen von diesem Steuersatz sind
minderjährige Beherbergungsgäste sowie
Aufenthalte von Klassenfahrten, Schulfahr-
ten, Berufskollegs und Jugendfahrten mit-
samt deren Begleitpersonen.

(3) Die Beherbergungssteuer wird bei einer
ununterbrochenen Beherbergungsdauer im
selben Beherbergungsbetrieb längstens für
21 Tage erhoben.

§ 4 Steuerschuldner, Steuerentrichtungs-
pflichtiger, Haftung

(1) Steuerschuldner1) ist der Beherbergungs-
gast.

(2) Steuerentrichtungspflichtiger2) ist die
Betreiberin/der Betreiber des Beherber-
gungsbetriebes. Dies bedeutet, dass die
Beherbergungssteuer für die Rechnung des
Beherbergungsgastes zu entrichten ist.

(3) Für Steuerentrichtungspflichtige im Sinne
des § 4 Absatz 2 besteht neben dem Steu-
erschuldner im Sinne des § 4 Absatz 1 eine
Haftung gemäß § 3 Absatz 4 KAG für die
Beherbergungssteuer.

(4) Steuerentrichtungspflichtige im Sinne des
§ 4 Absatz 2 sind als Haftungsschuldner
neben dem Steuerschuldner im Sinne des
§ 4 Absatz 1 Gesamtschuldner.

§ 5 Entstehung des Steueranspruchs

Der Steueranspruch entsteht mit Beginn der
entgeltpflichtigen Beherbergungsleistung.

§ 6 Vorauszahlungen

Die Landeshauptstadt Düsseldorf ist in beson-
deren Fällen berechtigt, gegenüber den Steuer-
entrichtungspflichtigen im Sinne des § 4 Absatz
2 Vorauszahlungen festzusetzen und zu erhe-
ben, die auf den laufenden Veranlagungszeit-
raum voraussichtlich geschuldet werden (§ 3
Absatz 3 KAG). Ein besonderer Fall liegt bei-
spielsweise dann vor, wenn eine Festsetzung
und Erhebung der Beherbergungssteuer bei
Beherbergungsbetrieben gemäß § 2 Absatz 2
Ziffer 9 erfolgt.

§ 7 Pflichten der Steuerentrichtungs-
pflichtigen / des Steuerentrichtungs-
pflichtigen

(1) Wer innerhalb der Landeshauptstadt
Düsseldorf einen Beherbergungsbetrieb
betreibt, ist verpflichtet, den Beginn und das
Ende seiner Tätigkeit, den Betreiberwechsel
des Beherbergungsbetriebes und die Ver-
legung des Beherbergungsbetriebes dem
Steueramt der Landeshauptstadt Düsseldorf
anzuzeigen. Die Anzeige ist vor Eintritt des
jeweiligen anzeigepflichtigen Ereignisses zu
erstatten.

(2) Weiterhin ist die Betreiberin/der Betreiber
eines Beherbergungsbetriebes innerhalb der
Landeshauptstadt Düsseldorf verpflichtet,
die Beherbergungssteuer (§ 2 Absatz 1) vom
steuerpflichtigen Beherbergungsgast einzu-
ziehen. Die Verpflichtung besteht insbeson-
dere dann nicht, wenn der Beherbergungs-
gast erklärt und nachweist, dass die Über-
nachtung zur Deckung des Grundbedarfs
„Wohnen“ dient.

(3) Die Betreiberin/der Betreiber eines Beher-
bergungsbetriebes ist weiterhin verpflichtet,
die innerhalb eines Kalendervierteljahres
vereinnahmte Beherbergungssteuer auf

1) Maßgeblich für die verwendeten Begrifflichkeiten (beispiels-
weise Steuerschuldner, Steuerentrichtungspflichtiger) sind
diejenigen der über § 12 KAG geltenden Abgabenordnung
(AO) in ihrer jeweils geltenden Fassung.

2) Siehe Fußnote Ziffer 1.
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amtlich vorgeschriebenem Vordruck oder in
einer amtlich zugelassenen elektronischen
Steueranmeldung bis zum 15. Tag nach
Ablauf des Kalendervierteljahres bei der
Landeshauptstadt Düsseldorf anzumelden
und den angemeldeten Betrag der Steuer
bis zum 30. Tag nach Ablauf des Kalender-
vierteljahres an die Stadtkasse zu entrich-
ten.
Die Steueranmeldung muss von der Betrei-
berin/von dem Betreiber des Beherber-
gungsbetriebes oder einer von ihr/ihm dazu
bevollmächtigten Vertretung unterschrieben
sein. Bei Abgabe einer amtlich zugelassenen
elektronischen Steueranmeldung tritt an
Stelle der Unterschrift die dafür vorge-
sehene elektronische Identifizierung.

(4) Erklärt der Beherbergungsgast, dass die
Beherbergung nicht steuerpflichtig ist, ist
diese Erklärung nebst den Anlagen als Teil
des Buchungsvorgangs aufzubewahren,
wenn der Steuerentrichtungspflichtige im
Sinne des § 4 Absatz 2 sich der Vollständig-
keit der Erklärung vergewissert hat und des-
halb die Beherbergungssteuer nicht ein-
zieht; § 147 Abgabenordnung (AO) findet
Anwendung. Auf Verlangen des Steueramts
der Landeshauptstadt Düsseldorf sind Aus-
züge aus dem Buchungssystem, die Erklä-
rungen über die Übernachtung zur Deckung
des Grundbedarfs „Wohnen“ sowie die ent-
sprechenden Nachweise dem Steueramt
der Landeshauptstadt Düsseldorf vorzu-
legen.

§ 8 Tatsächliche Verständigung

Das Steueramt der Landeshauptstadt Düssel-
dorf kann abweichend von der Vorschrift des
§ 3 dieser Satzung die Besteuerungsgrundlage
mit dem Beherbergungsbetrieb vereinbaren,
wenn der Nachweis der abgabenrelevanten
Daten im Einzelfall besonders schwierig ist.

§ 9 Festsetzung und Fälligkeit

Anmeldezeitraum ist das Kalendervierteljahr.
Die Beherbergungssteuer ist bis zum 30. Tag
nach Ablauf eines Kalendervierteljahres an die
Stadtkasse Düsseldorf zu entrichten. Die Annah-
me der Beherbergungssteuererklärung durch
das Steueramt gilt als formloser Steuerbescheid
(Heranziehung) und steht nach § 12 Abs. 1 Nr. 4
Kommunalabgabengesetz NRW in Verbindung
mit §§ 164 und 168 Abgabenordnung unter dem
Vorbehalt der Nachprüfung. Ein schriftlicher
Steuerbescheid wird nur erteilt, wenn die Steuer
abweichend von der Steuererklärung festge-
setzt wird.

§ 10 Verspätungszuschlag

Die Festsetzung eines Verspätungszuschlages
bei Nicht- oder nicht fristgerechter Einreichung
einer Steueranmeldung erfolgt nach § 152 AO in
der jeweils geltenden Fassung.

§ 11 Erklärung des Gastes
gegenüber der Stadt

Auf Antrag kann die Beherbergungssteuer der-
jenigen / demjenigen gegenüber erstattet wer-
den, von der/ von dem diese durch den Beher-
bergungsbetrieb eingezogen und an die Lan-
deshauptstadt Düsseldorf entrichtet wurde,

obwohl die Beherbergung rechtlich nicht der
Beherbergungssteuer unterfiel. Die entspre-
chenden Belege, insbesondere die Erklärung
gemäß § 7 Absätze 2 und 4, sind dem Antrag
beizufügen.

§ 12 Mitwirkungspflichten

(1) Im Rahmen des § 93 AO sind Hotel- und
Zimmervermittlungsagenturen sowie
Dienstleistungsunternehmen ähnlicher Art
verpflichtet, dem Steueramt der Landes-
hauptstadt Düsseldorf die Beherbergungs-
betriebe mitzuteilen, an die entgeltliche
Beherbergungsleistungen vermittelt wer-
den.

(2) Wer als Steuerentrichtungspflichtiger im
Sinne des § 4 Absatz 2 seiner Verpflichtung
zur Einreichung der Steueranmeldung sowie
zur Einreichung von Unterlagen gemäß § 7
nicht erfüllt oder ist der Steuerentrichtungs-
pflichtige im Sinne des § 4 Absatz 2 nicht zu
ermitteln, sind die in Absatz 1 genannten
Agenturen und Unternehmen über die Ver-
pflichtung nach Absatz 1 hinaus auf Verlan-
gen des Steueramtes der Landeshauptstadt
Düsseldorf zur Mitteilung über die Person
der/des Steuerpflichtigen und alle zur Steu-
ererhebung erforderlichen Tatsachen ver-
pflichtet (§ 12 Absatz 1 Ziffer 3a KAG in Ver-
bindung mit § 93 Absatz 1 AO). Unter die
diesbezügliche Verpflichtung fällt insbeson-
dere die Auskunft darüber, ob und in wel-
chem Umfang in dem Beherbergungsbe-
trieb entgeltliche Beherbergungsleistungen
erfolgt sind.

(3) Sofern die Beherbergung auf einem Schiff
stattfindet, sind folgende Stellen und Perso-
nen zur Auskunft gemäß § 12 Absätze 1 und
2 verpflichtet:

– die Stelle, die zur Geltendmachung des
Hafen- und Ufergeldes nach § 119 Lan-
deswassergesetz NRW berechtigt ist,

und

– diejenigen, die als Gestattungsnehmerin
/ Gestattungsnehmer dieser Stelle
eigenständig Wasserflächen bewirt-
schaften.

Diese Stellen sind des Weiteren verpflichtet,
dem Steueramt der Landeshauptstadt Düs-
seldorf bis zum 15. eines jeden Kalendermo-
nats schriftlich mitzuteilen, an wen sie
jeweils:

– im folgenden Kalendermonat eine Anle-
gestelle vermieten oder vergeben sowie

– im vorangegangenen Kalendermonat
eine Anlegestelle vermietet oder verge-
ben haben sowie welche Vermietungen
beziehungsweise Vergaben aufgehoben
wurden.

(4) § 12 Absätze 1 und 2 gelten ebenfalls für
Schiffseigentümerinnen und Schiffseigen-
tümer oder deren Vertragspartnerinnen und
Vertragspartner, die das Schiff für Beher-
bergungen zur Verfügung stellen, ohne
selbst die Beherbergungsleistung anzu-
bieten.

§ 13 Straftaten/Ordnungswidrigkeiten

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen
der §§ 7 und 12 dieser Satzung können gemäß
§§ 17, 20 KAG NRW als Straftat beziehungs-
weise Ordnungswidrigkeit verfolgt werden.

§ 14 Geltung von Kommunalabgabengesetz
und Abgabenordnung

Soweit diese Satzung im Einzelnen nichts ande-
res bestimmt, sind die Vorschriften der §§ 12 bis
22a KAG und der AO – soweit diese nach § 12
KAG für die Aufwandsteuern gelten – in der
jeweiligen Fassung anzuwenden.

§ 15 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit ihrer öffentlichen
Bekanntmachung in Kraft und findet Anwen-
dung auf alle entgeltlichen Beherbergungs-
leistungen, die ab dem 1. Januar 2024 erfolgen.

Bekanntmachungs-
anordnung
Die vom Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf
am 15.06.2023 beschlossene Satzung über die
Erhebung der Beherbergungssteuer in der Lan-
deshauptstadt Düsseldorf (Beherbergungssteu-
ersatzung) wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung
von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung NRW beim Zustandekom-
men dieser Satzung über die Erhebung der
Beherbergungssteuer in der Landeshauptstadt
Düsseldorf (Beherbergungssteuersatzung) nach
Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkün-
dung (öffentliche Bekanntmachung) nicht mehr
geltend gemacht werden kann, es sei denn,

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt,

2. diese Satzung über die Erhebung einer
Beherbergungssteuer in der Landeshaupt-
stadt Düsseldorf (Beherbergungssteuersat-
zung) ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekanntgemacht worden,

3. der Oberbürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

4. der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Stadt Düsseldorf vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Düsseldorf, den 24.08.2023

Dr. Stephan Keller
Oberbürgermeister



Amtliche Bekanntmachungen | Ausgabe 35 | 2. September 2023 Seite 5

Moderne
Architektur

Düsseldorf
�������	
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Von der Moderne in die Zukunft –  
Architektur-Ikonen in Düsseldorf. 
Vom Neuen Stahlhof über den  
Kö-Bogen in den Ehrenhof. 

Jeden Sonntag 11:00–13:00 Uhr

Erwachsene 13,00 € 
Kinder 6,50 € 
 
Jetzt buchen unter: 
www.duesseldorf-tourismus.de

Stadtführung zwischen 
gestern und heute

Ihr Veranstalter 
Düsseldorf Tourismus GmbH 

Benrather Straße 9, 40213 Düsseldorf 
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Die nachfolgende Bekanntmachung ist am 02. September 2023 durch Bereitstellung auf der städtischen Internetseite unter
https://www.duesseldorf.de/bekanntmachungen.html#c167434 öffentlich bekannt gemacht worden. Sie wird hier gem. § 9 der Hauptsatzung
nachrichtlich wiedergegeben.

Öffentliche Bekanntmachung gemäß §§ 36 Absatz 2, 42 Absatz 3 und 50
Absatz 5 des Bundesmeldegesetzes
Die Meldebehörde Düsseldorf ist gesetzlich dazu verpflichtet, auf nachfolgende Widerspruchsrechte nach dem Bundesmeldegesetz
jährlich hinzuweisen:

1. Widerspruch gegen die Weitergabe von
Daten an das Bundesamt für das Perso-
nalmanagement der Bundeswehr zum
Zwecke der Übersendung von Informati-
onsmaterial an Personen mit deutscher
Staatsangehörigkeit, die im nächsten
Jahr volljährig werden

Nach § 58c Absatz 1 des Soldatengesetzes
ist das Einwohnermeldeamt verpflichtet,
dem Bundesamt für das Personalmanage-
ment der Bundeswehr zum Zwecke der
Übersendung von Informationsmaterial jähr-
lich Daten zu Personen (Familienname, Vor-
namen, gegenwärtige Anschrift) mit deut-
scher Staatsangehörigkeit, die im nächsten
Jahr volljährig werden, zu übermitteln.

Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn
die Betroffenen ihr nach § 36 Abs. 2 BMG
widersprochen haben.

2. Widerspruch gegen die Weitergabe von
Daten an Mandatsträger sowie Presse
oder Rundfunk über Alters- und Ehe-
jubiläen

Nach § 50 Abs. 2 BMG darf das Einwohner-
meldeamt auf Verlangen Mandatsträgern,
Presse oder Rundfunk Auskunft aus dem
Melderegister (Vor- und Familienname,
Doktorgrad und Anschrift sowie Datum und
Art des Jubiläums) über Alters- und Ehe-
jubiläen von Einwohnern erteilen. Eine Ver-
öffentlichung von Jubiläumsdaten durch
Presse und Rundfunk kann auch eine Ver-
breitung über das Internet zur Folge haben.

Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn
die Betroffenen ihr nach § 50 Abs. 5 BMG
widersprochen haben.

3. Widerspruch gegen die Übermittlung
von Daten an eine öffentlich-rechtliche
Religionsgesellschaft

Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtli-
chen Religionsgesellschaft Familienangehö-
rige, die nicht derselben oder keiner öffent-
lich-rechtlichen Religionsgesellschaft ange-
hören, übermittelt die Meldebehörde
gemäß § 42 Absatz 2 BMG folgende Daten
dieser Familienangehörigen:
1. Vor- und Familiennamen,
2. Geburtsdatum und Geburtsort,
3. Geschlecht,
4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-recht-

lichen Religionsgesellschaft,
5. derzeitige Anschriften und letzte

frühere Anschriften,
6. Auskunftssperren nach § 51 BMG sowie
7. Sterbedatum.

Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn
die Betroffenen ihr nach § 42 Abs. 3 BMG
widersprochen haben.

Ein Widerspruch gegen diese Datenüber-
mittlung verhindert nicht die Übermittlung
von Daten für Zwecke des Steuererhe-
bungsrechts an die jeweilige öffentlich-
rechtliche Religionsgesellschaft. Diese
Zweckbindung wird dem Empfänger bei der
Übermittlung mitgeteilt.

4. Widerspruch gegen die Weitergabe von
Daten an Adressbuchverlage

Nach § 50 Abs. 3 BMG darf das Einwohner-
meldeamt Adressbuchverlagen zum Zwek-
ke der Veröffentlichung in gedruckten
Adressbüchern Auskünfte aus dem Melde-
register über

1. Familienname,
2. Vornamen,
3. Doktorgrad und
4. derzeitige Anschrift

sämtlicher Einwohner erteilen, die das
18. Lebensjahr vollendet haben.

Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn
die Betroffenen ihr nach § 50 Abs. 5 BMG
widersprochen haben.

5. Widerspruch gegen die Weitergabe von
Daten an Parteien, Wählergruppen und
andere Träger von Wahlvorschlägen

Nach § 50 Abs. 1 BMG darf das Einwohner-
meldeamt Parteien, Wählergruppen und
anderen Trägern von Wahlvorschlägen im
Zusammenhang mit Wahlen und Abstim-
mungen auf staatlicher und kommunaler
Ebene Auskunft aus dem Melderegister
über

1. Familienname,
2. Vornamen,
3. Doktorgrad und
4. derzeitige Anschriften sowie,
5. sofern die Person verstorben ist,

die Tatsache

von Gruppen von Wahlberechtigten
erteilen.

Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn
die Betroffenen ihr nach § 50 Abs. 5 BMG
widersprochen haben.

Der jeweilige Widerspruch ist schriftlich – unter
Angabe des Vor- und Familiennamens sowie
des Geburtsdatums – zu richten an die

Landeshauptstadt Düsseldorf
Der Oberbürgermeister
– Amt für Einwohnerwesen –
40200 Düsseldorf

Ein entsprechender Vordruck steht im Internet
unter www.duesseldorf.de im Formularservice
zur Verfügung.
Der jeweilige Widerspruch kann auch in den
Bürgerbüros zur Niederschrift abgegeben wer-
den:

Bürgerbüro
– im Dienstleistungszentrum,

Willi-Becker-Allee 7
– Bilk, Bachstraße 145,
– Oberkassel, Luegallee 65,
– Kaiserswerth, Kaiserswerther Markt 35,
– Rath, Münsterstr. 508,
– Gerresheim, Neusser Tor 8,
– Eller, Gertrudisplatz 8,
– Benrath, Benrodestr. 46,
– Wersten / Holthausen,

Bahlenstraße 178-180
(im Falkenbergcenter - 3. OG),

– Garath, Frankfurter Str. 231,
– Unterbach, Breidenplatz 8

Falls Betroffene bereits früher Widerspruch ein-
gelegt haben, ist ein erneuter Widerspruch nicht
erforderlich.

Landeshauptstadt Düsseldorf
Der Oberbürgermeister
– Amt für Einwohnerwesen –
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Ratssitzung
Donnerstag, 7. September, 14 Uhr
Rathaus, Plenarsaal, Marktplatz 2, 1. Etage
Schriftführerin: Simone Schmitt,
Tel: 89-95609

Öffentliche Sitzungen

Benennung von zwei Planstraßen und
einem Platz im Neubaugebiet zwischen
Kölner Straße / Erkrather Straße

Die Bezirksvertretung 3 hat in ihrer Sitzung am
22.08.2023 folgenden Beschluss gefasst:
Die Bezirksvertretung 3 beschließt die Benen-
nung von zwei Planstraßen und einem Platz im
Neubaugebiet zwischen Kölner Straße und
Erkrather Straße (ehemaliges Postverteilzen-
trum) in

Chibastraße (03349)
Czernowitzstraße (03350)
Phoebe-Cusden-Platz (03351).

Der Oberbürgermeister
Vermessungs-und Katasteramt

Bekanntmachungen durch Bereitstel-
lung auf der städtischen Internetpräsenz
gemäß § 9 Hauptsatzung

Tagesordnung des Rates
am 07. September 2023

Tagesordnung der Ratssitzung
veröffentlicht am 02. September 2023
https://www.duesseldorf.de/
bekanntmachungen.html#c167395
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kundenservice@rbzv.de
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Ungültigkeitserklärung
eines Dienstausweises
Der am 27.08.2020 vom Steueramt ausgestellte
Dienstausweis von Herrn Martin Wosnitzka,
Ordnungsziffer 22/1 wird hiermit für ungültig
erklärt.

Der Oberbürgermeister

Kraftloserklärung
Der am 20.08.2021 ausgehändigte Auszug aus
der Genehmigungsurkunde für den Gelegen-
heitsverkehr mit Taxen mit der Ordnungsnum-
mer 394 ausgestellt auf D:Cab GmbH, Schön-
dorffstraße 8 B, 40229 Düsseldorf, gültig bis
19.08.2026, wird gemäß § 17 Abs. 5 des Perso-
nenbeförderungsgesetzes (PBefG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 08.08.1990
(BGBI.I S. 1690) in der jeweils geltenden Fas-
sung für kraftlos erklärt.

Eine Zweitschrift des Auszuges aus der Geneh-
migungsurkunde wurde ausgestellt.

Landeshauptstadt Düsseldorf
Der Oberbürgermeister
– Amt für Einwohnerwesen –

Kraftloserklärung
Der am 25.11.2021 ausgehändigte Auszug aus
der Genehmigungsurkunde für den Gelegen-
heitsverkehr mit Taxen mit der Ordnungsnum-
mer 582 ausgestellt auf Sezer Yavuz GmbH,
Jägerstraße 10, 40231 Düsseldorf, gültig bis
24.11.2026, wird gemäß § 17 Abs. 5 des Perso-
nenbeförderungsgesetzes (PBefG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 08.08.1990
(BGBI.I S. 1690) in der jeweils geltenden Fas-
sung für kraftlos erklärt.

Eine Zweitschrift des Auszuges aus der Geneh-
migungsurkunde wurde ausgestellt.

Landeshauptstadt Düsseldorf
Der Oberbürgermeister
– Amt für Einwohnerwesen –

Die nachfolgende Bekanntmachung ist am 02. September 2023 durch Bereitstellung auf der
städtischen Internetseite unter https://www.duesseldorf.de/bekanntmachungen.html#c167435
öffentlich bekannt gemacht worden. Sie wird hier gem. § 9 der Hauptsatzung nachrichtlich
wiedergegeben.

Benennung von Planstraßen
Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe Klage
erhoben werden.

Die Klage ist bei dem Verwaltungsgericht
Düsseldorf (Bastionstraße 39,
40213 Düsseldorf) zu erheben.

Einziehung von Straßen
Der Carlsplatz, westlicher Straßenbereich,
(Gemarkung Altstadt, Flur 8, Flurstück 310) ist
heute dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Es ist vorgesehen, zukünftig eine Teilfläche aus
dem oben genannten Flurstück ab-schnittswei-
se (zwischen Berger Straße und Benrather Stra-
ße) durch ein Teileinzie-hungsverfahren gemäß
§ 7 Straßen und Wegegesetz NRW als Geh- und
Radweg, Liefer – und Anliegerverkehr auszu-
weisen.

Das Vorhaben wird hiermit gem. § 7 Abs. 4 des
Straßen- und Wegegesetzes NW vom 28.11.1961
(GV NW S. 305) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23.09.1995 (GV NW S. 1028)
bekannt gemacht, um Gelegenheit zu Einwen-
dungen zu geben. Ein Plan, aus dem die einzu-
ziehenden Teilflächen zu ersehen sind, liegt bis
einschließlich 02.12.2023 während der Dienst-
stunden,

montags - donnerstags in der Zeit von
8.00 Uhr bis 15.00 Uhr und
freitags in der Zeit von
8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

beim Amt für Verkehrsmanagement
Auf´m Hennekamp 45
10. Etage, Zimmer 10.05

zur Einsicht offen.

Der Oberbürgermeister
Amt für Verkehrsmanagement“
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Die Gesellschafterversammlung hat beschlos-
sen, den Fehlbetrag des Geschäftsjahres
vom 01.01. – 31.12.2022 in Höhe von
4.187.475,93 EUR auf neue Rechnung vorzu-
tragen.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichtes beauftragte Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft HSMV Partnerschafts-
gesellschaft mbB hat am 31.03.2023 folgenden
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt:

„An die D.LIVE GmbH & Co. KG, Düsseldorf

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresschluss der D.LIVE GmbH
& Co. KG, Düsseldorf, – bestehend aus der
Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der
Gewinn- und Verlustrechnung für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2022 sowie dem Anhang, einschließlich der
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir
den Lagebericht der D.LIVE GmbH & Co. KG,
Düsseldorf, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar
bis zum 31. Dezember 2022 geprüft.
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden
handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein
den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember
2022 sowie ihrer Ertragslage für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2022 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen
gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses
und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung

D.LIVE GmbH & Co. KG:
Jahresabschluss zum 31.12.2022
Die Gesellschafterversammlung der D.LIVE GmbH & Co. KG hat am 09.05.2023 den Jahresabschluss zum 31.12.2022 festgestellt.

nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss
und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter
und des Aufsichtsrats für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lage-
berichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild
von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als

notwendig erachtet haben, um die Aufstellung
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vor-
schriften zu ermöglichen, und um ausreichende
geeignete Nachweise für die Aussagen im
Lagebericht erbringen zu können.
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften
entspricht und die Chancen und Risiken der
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt,
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen,
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss
und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten
resultieren und werden als wesentlich angese-
hen, wenn vernünftigerweise erwartet werden
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und
Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter – falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht, planen
und führen Prüfungshandlungen als Reakti-
on auf diese Risiken durch sowie erlangen
Prüfungsnachweise, die ausreichend und
geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, ist bei Verstößen höher als
bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen;
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– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil über
die Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnachwei-
se, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Anga-
ben im Jahresabschluss und im Lagebericht
aufmerksam zu machen oder, falls diese
Angaben unangemessen sind, unser jewei-
liges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie-
hen unsere Schlussfolgerungen auf der
Grundlage der bis zum Datum unseres
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder
Gegebenheiten können jedoch dazu führen,
dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstä-
tigkeit nicht mehr fortführen kann;

– beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlus-
ses einschließlich der Angaben sowie ob der
Jahresabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt;

– beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm
vermittelte Bild von der Lage des Unterneh-
mens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir
dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sachge-

rechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsori-
entierten Angaben sowie zu den zugrunde
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es
besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger Mängel im internen Kontroll-
system, die wir während unserer Prüfung fest-
stellen."

Jahresabschluss und Lagebericht liegen wäh-
rend der üblichen Geschäftszeiten in der
MERKUR SPIEL-ARENA in den Geschäfts-
räumen der Gesellschaft zur Einsichtnahme aus.

Düsseldorf, 28.08.2023

Die Geschäftsführung der

D.LIVE Management GmbH
Arena-Straße 1
40474 Düsseldorf



Seite 10 Amtliche Bekanntmachungen | Ausgabe 35 | 2. September 2023

Die Gesellschafterversammlung hat beschlos-
sen, den Jahresüberschuss nach Steuern in
Höhe von 1.055,00 EUR als Gewinn auf neue
Rechnung vorzutragen.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichtes beauftragte Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft HSMV Partnerschaftsgesell-
schaft mbB hat am 31.03.2023 folgenden
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt:

„An die D.LIVE Management GmbH, Düsseldorf

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresschluss der D.LIVE Mana-
gement GmbH, Düsseldorf, – bestehend aus
der Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der
Gewinn- und Verlustrechnung für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2022 sowie dem Anhang, einschließlich der
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir
den Lagebericht der D.LIVE Management
GmbH, Düsseldorf, für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden
handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein
den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanzla-
ge der Gesellschaft zum 31. Dezember
2022 sowie ihrer Ertragslage für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2022 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit
dem Jahresabschluss, entspricht den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften und stellt
die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses
und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-

D.LIVE Management GmbH:
Jahresabschluss zum 31.12.2022
Die Gesellschafterversammlung der D.LIVE Management GmbH hat am 09.05.2023 den Jahresabschluss zum 31.12.2022 festgestellt.

prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter
für den Jahresabschluss
und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte im Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage-
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu
ermöglichen, und um ausreichende geeignete
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht
erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften
entspricht und die Chancen und Risiken der
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt,
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen,
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss
und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten
resultieren und werden als wesentlich angese-
hen, wenn vernünftigerweise erwartet werden
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und
Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter – falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht, planen
und führen Prüfungshandlungen als Reakti-
on auf diese Risiken durch sowie erlangen
Prüfungsnachweise, die ausreichend und
geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, ist bei Verstößen höher als
bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen.

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil über
die Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben.
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– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben.

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnachwei-
se, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Anga-
ben im Jahresabschluss und im Lagebericht
aufmerksam zu machen oder, falls diese
Angaben unangemessen sind, unser jeweili-
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie-
hen unsere Schlussfolgerungen auf der
Grundlage der bis zum Datum unseres
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder
Gegebenheiten können jedoch dazu führen,

dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstä-
tigkeit nicht mehr fortführen kann.

– beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlus-
ses einschließlich der Angaben, ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt.

– beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm
vermittelte Bild von der Lage des Unterneh-
mens.

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir
dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsori-

entierten Angaben sowie zu den zugrunde
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es
besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger Mängel im internen Kontroll-
system, die wir während unserer Prüfung fest-
stellen.“

Jahresabschluss und Lagebericht liegen wäh-
rend der üblichen Geschäftszeiten in der
MERKUR SPIEL-ARENA in den Geschäfts-
räumen der Gesellschaft zur Einsichtnahme aus.

Düsseldorf, 28.08.2023

Die Geschäftsführung der

D.LIVE Management GmbH
Arena-Straße 1
40474 Düsseldorf

Düsseldorf
�������	
�����	��	�

Zentralbibliothek ausgezeichnet  
als Bibliothek des Jahres 2023

Zentralbibliothek im KAP1  
Konrad-Adenauer-Platz 1 | 40227 Düsseldorf 
www.duesseldorf.de/stadtbüchereien
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Die Gesellschafterversammlung der SWD
Städt. Wohnungs-Verwaltungs-GmbH Düssel-
dorf hat am 11.07.2023 den Jahresabschluss
zum 31.12.2022 mit Lagebericht festgestellt und
beschlossen, den Jahresüberschuss in Höhe von
1.745,86 € für das Geschäftsjahr 2022 auf neue
Rechnung vorzutragen.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen im Ver-
waltungsgebäude in Düsseldorf, Erna-Eckstein-
Straße 6, zur Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichtes beauftragte Dr. Brandenburg
Wirtschaftsberatungs-GmbH hat am 28. April
2023 folgenden uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt:

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES
UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die SWD Städt. Wohnungs-Verwaltungs-
GmbH Düsseldorf, Düsseldorf

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der SWD Städt.
Wohnungs-Verwaltungs-GmbH Düsseldorf,
Düsseldorf, – bestehend aus der Bilanz zum
31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Ver-
lustrechnung für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 sowie
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden –
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lage-
bericht der SWD Städt. Wohnungs-Verwal-
tungs-GmbH Düsseldorf, Düsseldorf, für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2022 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
– entspricht der beigefügte Jahresabschluss

in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden
handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein
den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanzla-
ge der Gesellschaft zum 31. Dezember 2022
sowie ihrer Ertragslage für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2022
und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen
gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verant-
wortung nach diesen Vorschriften und Grund-
sätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts“ unseres
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrie-
ben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen han-
delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deutschen
Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen
Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung,
dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise
ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter für den Jahresabschluss
und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten – falschen Darstellungen ist. Bei der
Aufstellung des Jahresabschlusses sind die
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der
Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Wei-
teren haben sie die Verantwortung, Sachverhal-
te in Zusammenhang mit der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen. Außerdem sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die Aufstel-
lung des Lageberichts, der insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit
dem Jahresabschluss in Einklang steht, den
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht
und die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die
sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung

mit den anzuwendenden deutschen gesetzli-
chen Vorschriften zu ermöglichen und um aus-
reichende geeignete Nachweise für die Aussa-
gen im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften
entspricht und die Chancen und Risiken der
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt,
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen,
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss
und zum Lagebericht beinhaltet. Hinreichende
Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt.
Falsche Darstellungen können aus Verstößen
oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise
erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahres-
abschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-
schaftlichen Entscheidungen von Adressaten
beeinflussen. Während der Prüfung üben wir
pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren
eine kritische Grundhaltung.

Darüber hinaus
– identifizieren und beurteilen wir die Risiken

wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter – falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht, planen
und führen Prüfungshandlungen als Reakti-
on auf diese Risiken durch sowie erlangen
Prüfungsnachweise, die ausreichend und
geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, ist bei Verstößen höher als
bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen.

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben.

Jahresabschluss der
SWD Städt. Wohnungs-Verwaltungs-GmbH Düsseldorf
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– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben.

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnachwei-
se, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Anga-
ben im Jahresabschluss und im Lagebericht
aufmerksam zu machen oder, falls diese
Angaben unangemessen sind, unser jeweili-
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie-
hen unsere Schlussfolgerungen auf der
Grundlage der bis zum Datum unseres
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder
Gegebenheiten können jedoch dazu führen,
dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstä-
tigkeit nicht mehr fortführen kann.

– beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlus-
ses einschließlich der Angaben sowie ob der
Jahresabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt.

– beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm ver-
mittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir
dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsori-
entierten Angaben sowie zu den zugrunde
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es
besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger Mängel im internen Kontroll-
system, die wir während unserer Prüfung fest-
stellen.

Düsseldorf, den 28. April 2023

Dr. Brandenburg Wirtschaftsberatungs-GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft“

Düsseldorf, 14. August 2023

SWD Städt. Wohnungs-Verwaltungs-GmbH
Düsseldorf

DIE GESCHÄFTSFÜHRUNG
Klaus Feldhaus Dr. Eva-Maria Illigen-Günther

Jahresabschluss der
SWD Städt. Wohnungsbau-GmbH & Co. KG Düsseldorf
Die Gesellschafterversammlung der SWD Städt.
Wohnungsbau-GmbH & Co. KG Düsseldorf hat
am 11.07.2023 den Jahresabschluss zum
31.12.2022 mit Lagebericht festgestellt und
beschlossen, den Jahresüberschuss von
4.204.130,08 € auf neue Rechnung vorzutragen
und auf dem Gewinnrücklagenkonto der Kom-
manditistin (Kapitalkonto III gemäß § 5 Abs. 5
des Gesellschaftsvertrages) zu verbuchen.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen im Ver-
waltungsgebäude in Düsseldorf, Erna-Eckstein-
Straße 6, zur Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichtes beauftragte Dr. Brandenburg
Wirtschaftsberatungs-GmbH hat am 15. Mai
2023 folgenden uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt:

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES
UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die SWD Städt. Wohnungsbau-GmbH & Co.
KG Düsseldorf, Düsseldorf

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der SWD Städt.
Wohnungsbau-GmbH & Co. KG Düsseldorf,
Düsseldorf , – bestehend aus der Bilanz zum
31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Ver-
lustrechnung für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 sowie
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden –
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lage-
bericht der SWD Städt. Wohnungsbau-
GmbH & Co. KG Düsseldorf, Düsseldorf, für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2022 geprüft. Nach unserer Beurteilung
aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen
Erkenntnisse
– entspricht der beigefügte Jahresabschluss

in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften und Perso-
nenhandelsgesellschaften im Sinne des
§ 264a HGB geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens- und Finanzlage der Gesellschaft zum
31. Dezember 2022 sowie ihrer Ertragslage
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2022 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der

Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit
dem Jahresabschluss, entspricht den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften und stellt
die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von
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uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter und des Aufsichtsrats für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften und
Personenhandelsgesellschaften im Sinne des
§ 264a HGB geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften in allen wesentlichen Belangen ent-
spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss
unter Beachtung der deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die internen
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger
Buchführung als notwendig bestimmt haben,
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu
ermöglichen, der frei von wesentlichen – beab-
sichtigten oder unbeabsichtigten – falschen
Darstellungen ist. Bei der Aufstellung des Jah-
resabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter
dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang
mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit,
sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus
sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage
des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren,
sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche
Gegebenheiten entgegenstehen. Außerdem
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die Aufstellung des Lageberichts, der insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesent-
lichen Belangen mit dem Jahresabschluss in
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter
verantwortlich für die Vorkehrungen und Maß-
nahmen (Systeme), die sie als notwendig erach-
tet haben, um die Aufstellung eines Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu
ermöglichen und um ausreichende geeignete
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht
erbringen zu können. Der Aufsichtsrat ist ver-
antwortlich für die Überwachung des Rech-
nungslegungsprozesses der Gesellschaft zur
Aufstellung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen

mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften
entspricht und die Chancen und Risiken der
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt,
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen,
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss
und zum Lagebericht beinhaltet. Hinreichende
Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt.
Falsche Darstellungen können aus Verstößen
oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise
erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahres-
abschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-
schaftlichen Entscheidungen von Adressaten
beeinflussen. Während der Prüfung üben wir
pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren
eine kritische Grundhaltung.

Darüber hinaus
– identifizieren und beurteilen wir die Risiken

wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter – falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht, planen
und führen Prüfungshandlungen als Reakti-
on auf diese Risiken durch sowie erlangen
Prüfungsnachweise, die ausreichend und
geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, ist bei Verstößen höher als
bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen.

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben.

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben.

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnachwei-
se, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Anga-
ben im Jahresabschluss und im Lagebericht

aufmerksam zu machen oder, falls diese
Angaben unangemessen sind, unser jeweili-
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie-
hen unsere Schlussfolgerungen auf der
Grundlage der bis zum Datum unseres
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder
Gegebenheiten können jedoch dazu führen,
dass die Gesellschaft ihre Unternehmens-
tätigkeit nicht mehr fortführen kann.

– beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlus-
ses einschließlich der Angaben sowie ob
der Jahresabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt.

– beurteilen wir den Einklang des Lage-
berichts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm
vermittelte Bild von der Lage der Gesell-
schaft.

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir
dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sach-
gerechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsori-
entierten Angaben sowie zu den zugrunde
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es
besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger Mängel im internen Kontroll-
system, die wir während unserer Prüfung fest-
stellen.

Düsseldorf, den 15. Mai 2023

Dr. Brandenburg Wirtschaftsberatungs-GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft“

Düsseldorf, 14. August 2023

SWD Städt. Wohnungsbau-GmbH & Co. KG
Düsseldorf

DIE GESCHÄFTSFÜHRUNG
Klaus Feldhaus Dr. Eva-Maria Illigen-Günther
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Jahresabschluss der
SWD Städt. Wohnungsgesellschaft Düsseldorf mbH & Co. KG
Die Gesellschafterversammlung der SWD Städt.
Wohnungsgesellschaft Düsseldorf mbH & Co.
KG hat am 11./18. Juli 2023 den Jahresab-
schluss zum 31.12.2022 mit Lagebericht festge-
stellt und beschlossen, den Bilanzgewinn 2022
in Höhe von 1.658.096,34 € den Gewinnrück-
lagen gemäß § 272 Abs. 3 HGB zuzuführen.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen im Ver-
waltungsgebäude in Düsseldorf, Erna-Eckstein-
Straße 6, zur Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichtes beauftragte Dr. Brandenburg
Wirtschaftsberatungs-GmbH hat am 15. Mai
2023 folgenden uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt:

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES
UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die SWD Städt. Wohnungsgesellschaft
Düsseldorf mbH & Co. KG, Düsseldorf

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der SWD Städt.
Wohnungsgesellschaft Düsseldorf mbH & Co.
KG, Düsseldorf, – bestehend aus der Bilanz zum
31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Ver-
lustrechnung für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 sowie
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden –
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lage-
bericht der SWD Städt. Wohnungsgesellschaft
Düsseldorf mbH & Co. KG, Düsseldorf, für
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2022 geprüft. Nach unserer Beur-
teilung aufgrund der bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnisse
– entspricht der beigefügte Jahresabschluss

in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften und Perso-
nenhandelsgesellschaften im Sinne des
§ 264a HGB geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens- und Finanzlage der Gesellschaft zum
31. Dezember 2022 sowie ihrer Ertragslage
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022
bis zum 31. Dezember 2022 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit
dem Jahresabschluss, entspricht den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften und stellt
die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jah-
resabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften und
Personenhandelsgesellschaften im Sinne des
§ 264a HGB geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften in allen wesentlichen Belangen ent-
spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss
unter Beachtung der deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die internen
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger
Buchführung als notwendig bestimmt haben,
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu
ermöglichen, der frei von wesentlichen – beab-
sichtigten oder unbeabsichtigten – falschen
Darstellungen ist. Bei der Aufstellung des Jah-
resabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter
dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang
mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit,
sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus
sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage
des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren,
sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche
Gegebenheiten entgegenstehen. Außerdem
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die Aufstellung des Lageberichts, der insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesent-
lichen Belangen mit dem Jahresabschluss in
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter

verantwortlich für die Vorkehrungen und Maß-
nahmen (Systeme), die sie als notwendig erach-
tet haben, um die Aufstellung eines Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu
ermöglichen, und um ausreichende geeignete
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht
erbringen zu können. Der Aufsichtsrat ist ver-
antwortlich für die Überwachung des Rech-
nungslegungsprozesses der Gesellschaft zur
Aufstellung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften
entspricht und die Chancen und Risiken der
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt,
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen,
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss
und zum Lagebericht beinhaltet. Hinreichende
Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt.
Falsche Darstellungen können aus Verstößen
oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise
erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahres-
abschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-
schaftlichen Entscheidungen von Adressaten
beeinflussen. Während der Prüfung üben wir
pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren
eine kritische Grundhaltung.

Darüber hinaus
– identifizieren und beurteilen wir die Risiken

wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter – falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht, planen
und führen Prüfungshandlungen als Reakti-
on auf diese Risiken durch sowie erlangen
Prüfungsnachweise, die ausreichend und
geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, ist bei Verstößen höher als
bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen.
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– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben.

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben.

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen An-
gaben im Jahresabschluss und im Lage-
bericht aufmerksam zu machen oder, falls
diese Angaben unangemessen sind, unser
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren.
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf
der Grundlage der bis zum Datum unseres
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder
Gegebenheiten können jedoch dazu führen,
dass die Gesellschaft ihre Unternehmens-
tätigkeit nicht mehr fortführen kann.

– beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlus-
ses einschließlich der Angaben sowie ob
der Jahresabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt.

– beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm
vermittelte Bild von der Lage der Gesell-
schaft.

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lage-
bericht durch. Auf Basis ausreichender
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen
wir dabei insbesondere die den zukunfts-

orientierten Angaben von den gesetzlichen
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sach-
gerechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsori-
entierten Angaben sowie zu den zugrunde
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es
besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger Mängel im internen Kontroll-
system, die wir während unserer Prüfung fest-
stellen.

Düsseldorf, den 15. Mai 2023

Dr. Brandenburg Wirtschaftsberatungs-GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft“

Düsseldorf, 14. August 2023

SWD Städt. Wohnungsgesellschaft Düsseldorf
mbH & Co. KG

DIE GESCHÄFTSFÜHRUNG
Klaus Feldhaus Dr. Eva-Maria Illigen-Günther
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DAS UFO
KOMMT!

Das mobile Musiktheater der Deutschen Oper am Rhein 
– ein Theater für Klein und Groß, mit Uraufführungen, 
Workshops und Konzerten.

->> jungeoperamrhein.de
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– Ordnungsamt –

des Bescheides 5327 0005 2174 6543 SB 8
vom 24.07.2023 an Mahmut Sahindal,
Rue de Heids 11, 4800 Verviers, Belgien

des Bescheides 5327 0005 2147 9871 SB 9
vom 26.07.2023 an Özgür Al Tas,
Rue Luis Hestaux 7, 57070 Metz, Frankreich

des Bescheides 5327 0005 2162 4120 SB 59
vom 27.07.2023 an Yasin Kurt, Piet Cottaar-
straat 45, 3044 AW Rotterdam, Niederlande

des Bescheides 5327 0005 2167 2175 SB 12
vom 26.07.2023 an Armend Misini, Chemin des
Dents-du-Midi 2, 1860 Aigle, Schweiz

des Bescheides 5327 0005 2170 8447 SB 3
vom 27.07.2023 an Özcan Genccan,
Parochiekerstraat 98, 3600 Genk, Belgien

des Bescheides 5327 0005 2182 1332 SB 114
vom 27.07.2023 an Ahmet Dede Gedik,
Wethouder Seelenstr. 5, 5913 SM Venlo,
Niederlande

des Bescheides 5327 0005 2151 9059 SB 111
vom 26.07.2023 an Hakan Akkaya, Mr. Ver-
schurrstraat 43, 3142 NV Vlaardingen,
Niederlande

des Bescheides 5327 0005 2177 6388 SB 111
vom 26.07.2023 an Naoufal Ben Moussa, C.
Villa Borghese 1, 29680 Estepona Malaga,
Spanien

des Bescheides 5327 0005 2182 6105 SB 3
vom 04.08.2023 an Salah Eddine Ahmian
Belgharbi, Ellerstraße 211, 40227 Düsseldorf

des Bescheides 5329 0005 0463 4674 SB 2
vom 20.06.2023 an Marco Michael Hübel,
Klever Straße 94, 40477 Düsseldorf

des Bescheides 5327 0005 2170 5111 SB 12 vom
10.07.2023 an Abdelhak Mohammedi,
Rue Reulos 5, 94800 Villejuif, Frankreich

des Bescheides 5327 0005 2146 1883 SB 65
vom 26.07.2023 an Suliman Kazim,
Beetsstraat 186, 2524 RE Den Haag,
Niederlande

des Bescheides 5327 0005 2181 6622 SB 119
vom 27.07.2023 an Patryk Okninski, ul. Jana
Gieraltowskiego 10/4, 41-700 Ruda Slaska,
Polen

des Bescheides 5327 0005 2175 8525 SB 112
vom 20.07.2023 an Burak Calis,
Resedastraat 20, 5644 CK Eindhoven,
Niederlande

des Bescheides 5327 0005 2164 0800 SB 112
vom 20.07.2023 an Luzario Cirjak,
Jaruscica 15 a, 10000 Zagreb, Kroatien

Öffentliche Zustellungen
des Bescheides 5327 0005 2172 7280 SB 119
vom 27.07.2023 an Elia Natoli, Sud Via Nazio-
nale , 64026 Roseto Degli Abruzzi, Italien

des Bescheides 5327 0005 2174 6519 SB 7 vom
07.07.2023 an Zbigniew Braszko,
Wartowice 11a, 59-720 Wartowice, Polen

des Bescheides 5327 0005 2169 5582 SB 65
vom 30.06.2023 an Dzhengis Rashkov
Kodzhamanov, Wilfriedstraße 25,
47169 Duisburg

des Bescheides 5328 0006 1433 9097 SB 65
vom 13.07.2023 an Mariusz Zadros,
Projektowa 13, 72-003 Dobra, Polen

des Bescheides 5327 0005 2132 1992 SB 2
vom 14.07.2023 an Marek Matuszewski,
Zabikowska 63 G / 4, 62-030 Lubon, Polen

des Bescheides 5327 0005 2147 6040 SB 55
vom 07.08.2023 an Ahmet Kadiroglu,
Gerhardtstraße 57, 47137 Duisburg

des Bescheides 5327 0005 2171 4340 SB 112
vom 25.07.2023 an Marwan Carauch, Van
Cortbeemdelei 120, 1200 Antwerpen, Belgien

des Bescheides 5327 0005 2171 9678 SB 58
vom 12.07.2023 an Mats Sigvard Dahlqvist,
Kungsholms Kyroplan 4 Öberg,
112 224 Stockholm, Schweden

des Bescheides 5327 0005 2134 7223 SB 7
vom 07.07.2023 an Marcin Dyderski,
Tulpstraat 70, 2565 HZ S´Gravenhage,
Niederlande

des Bescheides 5328 0005 1372 0781 SB 59
vom 11.07.2023 an Marvin Furcht, Flönnes 15,
4728 Kelmis, Belgien

des Bescheides 5327 0005 2178 2019 SB 116
vom 19.07.2023 an Kuka Gjiete, Lewisham High
Street 282c, SE13 6JZ London, Großbritannien

des Bescheides 5329 0005 0472 4630 SB 59
vom 16.08.2023 an Alex Zaretzky, 44 Lilleshall
Ave, MK10 9HY Monkston, Milton Keynes,
Großbritannien

des Bescheides 5327 0005 2199 2781 SB 63
vom 22.08.2023 an Richard Clayton, Limited
Road 29, BH9 1SS Bournemouth,
Großbritannien

des Bescheides 5329 0005 0466 5928 SB 73
vom 10.07.2023 an Antonio Chessa,
Vico Caricatoio 18, 80132 Napoli, Italien

des Bescheides 5327 0005 2134 6588 SB 62
vom 09.05.2023 an Szymon Bodziany, Von-
Graefe-Straße 17, 45470 Mülheim an der Ruhr

des Bescheides 5329 0005 0462 0010 SB 55
vom 16.08.2023 an Peter Horvath,
Orkener Straße 88, 41515 Grevenbroich

des Bescheides 5327 0005 2125 5523 SB 119
vom 21.07.2023 an Patrick Müller, Carrer
Provenca N 148 -3, 08029 Barcelona, Spanien

des Bescheides 5327 0005 2178 9978 SB 117
vom 24.07.2023 an Yacine Ishaka, Allée du
Temps Qui Passe 1, 77184 Èmerainville, Frank-
reich

des Bescheides 5327 0005 2178 7229 SB 58
vom 28.07.2023 an Devon David Grey, Hough
Road 160, WS2 9BQ West Midlands,
Großbritannien

des Bescheides 5327 0005 2172 7840 SB 59
vom 21.07.2023 an Ioanna Barkampa, Panagi
Tsaldari 25, 461 00 Igoumenitsa, Griechenland

des Bescheides 5327 0005 2169 0866 SB 3
vom 25.07.2023 an Juan Felipe Calles Gutier-
rez, C.Pegaso 11 Pbj, 28043 Madrid, Spanien

des Bescheides 5327 0005 2163 3498 SB 2
vom 13.07.2023 an Mirco Ranalli, Vie Ostvni 18,
00171 Roma, Italien

des Bescheides 5327 0005 2174 4222 SB 64
vom 20.07.2023 an Jordi Gerhardus Johannes
Lemmens, Twijnmeer 27, 5294 AA Gemonde,
Niederlande

des Bescheides 5327 0005 2134 8220 SB 64
vom 11.07.2023 an Klaudia Betscher,
Slowackiego 36/2, 64-920 Pila, Polen

des Bescheides 5327 0005 2179 7679 SB 65
vom 18.07.2023 an Theodoor Maria Steverink,
Tribunusallee 26, 6852 RK Huissen,
Niederlande

des Bescheides 5327 0005 2169 6929 SB 65
vom 17.07.2023 an Gianmarco Vassalotti,
Vie Castellucio N10, 80056 Napoli, Italien

des Bescheides 5329 0005 0457 3217 SB 81
vom 02.06.2023 an Cheyenne Kasirha, Plesser
Straße 25, 40625 Düsseldorf

Die Bescheide können beim Ordnungsamt der
Landeshauptstadt Düsseldorf, Erkrather
Str. 1–3, 40233 Düsseldorf, Zimmer 110 ein-
gesehen, bzw. in Empfang genommen werden.

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen
in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen können.

Amt für Migration und Integration
– Abteilung Kommunale Ausländerbehörde–

Ordnungsverfügung vom 24.08.2023 (AZ.
54/351-AV-921279) an den albanischen Staats-
angehörigen BUSHKOLA, Fatmir geb.
27.09.1995 in Armolle/Albanien, ohne festen
Wohnsitz

Die Ordnungsverfügung kann beim Amt für
Migration und Integration, Abteilung Kommu-
nale Ausländerbehörde, 54/3, Erkrather
Straße 377-389, 40231 Düsseldorf, eingese-
hen, bzw. in Empfang genommen werden.

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen
in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsver-
luste drohen können.
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Jugendamt
– Unterhaltsvorschussstelle –

der Rechtswahrungsanzeige vom 17.08.2023
zum Aktenzeichen 51/67-UV-024816-5410
an Herrn Nevzat Bayram, letzte bekannte
Anschrift: Münsterstraße 446 B,
40470 Düsseldorf.

des Bescheides vom 22.08.2023 zum Akten-
zeichen 51/67-UV-027096-5880 an Herrn
Thomas Steil, letzte bekannte Anschrift:
Einsteinstraße 43, 41464 Neuss.

des Bescheides vom 05.07.2022 zum Akten-
zeichen 51/67-UV-025723-5880 an Herrn
Whyte Chibuike Ekpemandu, letzte bekannte
Anschrift: Lindenstraße 9,
29575 Altenmedingen.

der Rechtswahrungsanzeige vom 24.08.2023
zum Aktenzeichen 51/67-UV-039668-5810
an Herrn Giorgi Avsajanishvili, letzte bekannte
Anschrift: unbekannt

der Rechtswahrungsanzeige vom 24.08.2023
zum Aktenzeichen 51/67-UV-039669-5810 an
Herrn Giorgi Avsajanishvili, letzte bekannte
Anschrift: unbekannt

Die Schriftstücke können beim Jugendamt –
Unterhaltsvorschussstelle –, Willi-Becker-
Allee 10, 40227 Düsseldorf, Zimmer 301 einge-
sehen bzw. in Empfang genommen werden.

Das Schriftstück gilt zwei Wochen nach
Bekanntmachung dieser Benachrichtigung als
zugestellt. Mit der öffentlichen Zustellung wer-
den Fristen in Gang gesetzt nach deren Ablauf
Rechtsverluste drohen können.

Zeit
für uns

Düsseldorf
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